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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Anderer Ansicht waren die Sozialdemokraten und Gewerkschaften. Wie bereits 1989
angekündigt, lancierten SP und SGB eine gemeinsame Volksinitiative «zum Ausbau von
AHV und IV». Grundidee dieses Volksbegehrens ist es, die Gewichte von der zweiten
Säule (BVG) zur ersten Säule (AHV/IV) hin zu verschieben, ohne gleich zur Volkspension
überzugehen. Die heute auf die Existenzsicherung ausgerichtete AHV soll für sich allein
und ohne die berufliche Vorsorge den Hauptbeitrag zur wirtschaftlichen
Unabhängigkeit auf der Basis der gewohnten Lebenshaltung leisten.

Die weiteren Schwerpunkte der Initiative sind: Aufstockung aller AHV/IV-Renten unter
besonderer Berücksichtigung der niederen Einkommen, geschlechts- und
zivilstandsunabhängige Renten, Erziehungs- und Betreuungsgutschriften sowie
Rentenalter 62 für Frauen und Männer. Die zweite Säule würde um das reduziert, was
der Ausbau der ersten erbringt. Ausdrücklich in der Verfassung verankern will die
Initiative die Freizügigkeit beim Wechsel einer Pensionskasse.

Nach Auffassung der Initianten würden sich die Ausgaben für die erste Säule um 7,5
auf 29,9 Mia. Fr. erhöhen. Bund und Kantone sollten davon 25 anstatt wie heute 20%
übernehmen, und der gemeinsame Beitrag von Arbeitnehmern und Arbeitgebern würde
sich um 1,6 auf 11,2 Lohnprozente erhöhen. Die Einsparungen bei der zweiten Säule
wurden auf mindestens 2,3 Mia. Fr. beziffert. Diese Zahlen wollten allerdings die
Vertreter der Pensionskassen nicht gelten lassen, und sie sagten der Initiative schon vor
deren Lancierung den Kampf an.

Die PdA, die in der vorbereitenden Expertengruppe mitgearbeitet hatte, wurde aus dem
Initiativkomitee wieder 'ausgeladen', da es, so der neue SP-Präsident Bodenmann, hier
um die Profilierung einer politischen Bewegung gehe, und er den Eindruck habe, dass
die PdA ohnehin von der Bildfläche verschwinden werde. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.01.1990
MARIANNE BENTELI

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Spitzenverbänden sowie der Schweizerische Gewerkschaftsbund lehnten die CNG-
Initiative ab. Ein Obligatorium der zweiten Säule wurde für kaum durchführbar gehalten.
Der Gewerkschaftsbund wertete die Initiative als einen «Bremsklotz», weil vor ihrem
Rückzug oder ihrer Verwerfung ein Entscheid über die 7. AHV-Revision unmöglich sei;
zudem wurde der Vorrang der kollektiven Selbsthilfe vor dem staatlichen Eingriff
betont. Diese rein negative Haltung wurde freilich nicht von allen Gewerkschaftern
verstanden. Der «Beobachter» verlangte in aller Form einen Gegenvorschlag. Nach dem
parlamentarischen Entscheid über die 7. Revision wurde die Initiative zurückgezogen.

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.1968
FRIEDRICH KÜLLING

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und die SP reichten mit 118'264 gültigen
Unterschriften ihre Volksinitiative «zum Ausbau von AHV und IV» ein, die zum Ziel hat,
AHV und IV weitgehend existenzsichernd zu gestalten. Die Pensionskassen sollten
dagegen abgebaut werden und deutlicher als heute die Funktion einer
Zusatzversicherung erhalten. Gleichzeitig wollen die Initianten die Gleichstellung von
Mann und Frau erreichen und die heutige Ehepaarrente durch eine Einzelrente
(Splitting) ersetzen. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.07.1991
MARIANNE BENTELI

Die 1990 von der SP und dem SGB eingereichte Volksinitiative "zum Ausbau von AHV
und IV" wurde vom Parlament, weil sie als zu weitreichend erachtet wurde, klar und
ohne lange Diskussionen abgelehnt. Da diese Initiative primär die Frage der
Finanzierung von AHV und IV angeht, zielt sie eigentlich auf die 11. AHV-Revision ab,
welche sich vorrangig mit diesem Problemkreis befassen wird. Die Initiative verlangt
eine Gewichtskorrektur zwischen erster und zweiter Säule, eine existenzsichernde
Rente, eine Vorruhestandsregelung ab 62 Jahren bei ungekürzter Rente, volle
Freizügigkeit beim Pensionskassenwechsel sowie eine Mindestbeteiligung des Bundes

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.10.1994
MARIANNE BENTELI
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an der AHV von 25 Prozent. 3

Die 1990 von SP und SGB eingereichte Volksinitiative "zum Ausbau von AHV und IV",
welche eine Verlagerung von der 2. Säule (Pensionskasse) auf die 1. Säule (AHV) und die
Einführung einer Vorruhestandsregelung ab 62 Jahren verlangte, wurde von Volk und
Ständen klar abgelehnt. Die stärkste Zustimmung fand die Vorlage im den Kanton Tessin
mit über 43% der Stimmen, gefolgt von den Kantonen der Romandie, die - mit
Ausnahme des Wallis - einen Ja-Anteil von über 30% aufwiesen. Die geringste
Unterstützung - mit deutlich weniger als 20% der Stimmen - wurde in den beiden
Appenzell und in Unterwalden registriert. Das gesamthaft negative Ergebnis war im
Vorfeld der Abstimmung allgemein erwartet worden. Auch wenn, wie die Vox-Analyse zu
diesem Urnengang zeigte, eine Mehrheit der Stimmenden der Meinung war, dass mit 62
eine Pensionierung ohne materielle Einbusse möglich sein sollte, überwogen doch die
finanzpolitischen Bedenken gegenüber dieser Lösung.

Volksinitiative "zum Ausbau von AHV und IV"
Abstimmung vom 25. Juni 1995
Beteiligung: 40,3%
Nein: 1'307'302 (73,4%) / 20 6/2 Stände
Ja: 499'266 (27,6%) / 0 Stände

Parolen:
- Nein: FDP, CVP, SVP, LP, LdU, EVP, FP, SD, EDU; Vorort, SGV, SBV,
Pensionskassenverbände
- Ja: SP, GP (1*), PdA; SGB
Stimmfreigabe: Lega; CNG

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 4

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.06.1995
MARIANNE BENTELI

Berufliche Vorsorge

Eine grundsätzliche Neuordnung der Freizügigkeitsleistungen fordert die 1988 lancierte
Volksinitiative "für eine volle Freizügigkeit in der beruflichen Vorsorge", die am 7. Juli
mit 121'699 gültigen Unterschriften eingereicht wurde. Diese vom Schweizerischen
Kaufmännischen Verein (SKV) ausgehende und von allen Arbeitnehmerorganisationen
und Gewerkschaften unterstützte Initiative hat die eher seltene Form der allgemeinen
Anregung, bei der Volk und Stände nur über einen unverbindlichen Text, der das
grundsätzliche Anliegen formuliert, abstimmen und dem Parlament die anschliessende
konkrete Ausarbeitung eines Verfassungsartikels überlassen. Seit 1891 wurden nur
gerade acht der insgesamt 176 Volksinitiativen in dieser Form eingereicht.
Als "Akt der Solidarität zwischen ausländischen und schweizerischen Arbeitnehmern"
wurde in Zusammenarbeit zwischen SGB, CNG und den wichtigsten
Immigrantenorganisationen eine Petition lanciert, die sich hinter die Ziele der
Volksinitiative stellt, und die im Dezember mit rund 57'000 Unterschriften
ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei der Bundeskanzlei eingereicht
wurde. 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 17.08.1989
MARIANNE BENTELI

Im April 2019 lancierte das Komitee «Vorsorge Ja – aber fair» die Volksinitiative «Für
eine generationengerechte Altersvorsorge (Vorsorge Ja – aber fair)». Sie verlangt als
allgemeine Anregung, dass die finanzielle Stabilität von AHV und beruflicher Vorsorge
langfristig und «unter Wahrung der Generationengerechtigkeit» sichergestellt wird. Die
Altersrenten der beruflichen Vorsorge sollen demnach laufend an Anlageerträge,
Anlagerisiko, Demografie und Teuerung angepasst werden. Auch laufende Altersrenten
der beruflichen Vorsorge sollen «in moderaten Schritten» gesenkt oder erhöht werden
können. Überdies soll die berufliche Vorsorge weiterhin im Kapitaldeckungsverfahren
erfolgen müssen und die Leistungen nicht nach Nominalwert der Rente, sondern zur
Sicherung des Lebensstandards festgelegt werden. Zudem soll das Referenzrentenalter
unter Berücksichtigung der Lebenserwartung regelmässig angepasst werden.
Kopf des Komitees ist Josef Bachmann, der 17 Jahre lang Geschäftsführer der
Pensionskasse des Beratungsunternehmens PWC war, bevor er in Rente ging. Diese
Pensionskasse war es auch, die ein Modell schaffen wollte, bei dem die laufenden
Renten – wie in der Initiative vorgesehen – hätten steigen oder sinken können, damit
jedoch vor Bundesgericht scheiterte. Bachmann begründete seine Initiative damit, dass

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.04.2019
ANJA HEIDELBERGER
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die ursprüngliche Idee der Pensionskasse, dass jeder sein eigenes Alterskapital anspart,
heute nicht mehr gegeben sei. Stattdessen subventionierten die Aktiven die Renten der
Pensionierten. Zukünftig sollten die Renten daher wenn nötig reduziert werden, wobei
Rentnerinnen und Rentner mit zu tiefer Rente durch Ergänzungsleistungen unterstützt
werden sollten. Die übrigen Mitglieder des Komitees seien gemäss Bachmann Personen,
«die sich beruflich oder ehrenamtlich mit Pensionskassen beschäftigen», darunter
auch die Nationalräte Franz Grüter (svp, LU), Bruno Pezzatti (fdp, ZG), Thomas Weibel
(glp, ZH) und der ehemalige Nationalrat Toni Bortoluzzi (svp, ZH). 
Auf grosse Ablehnung stiess das Anliegen beim Gewerkschaftsbund, da viele
Rentnerinnen und Rentner auf eine sichere und fixe Rente angewiesen seien. Diese
«verantwortungslose Initiative» greife das Fundament der Pensionskassen an. Diese
dienten nämlich auch dazu, die Schwankungen der Kapitalmärkte langfristig über alle
Versicherten zu verteilen. Auch der Pensionskassenverband Asip zeigte sich nicht
begeistert von der Initiative und nannte sie eine Gefahr für die Verlässlichkeit des
Systems. 
Die Sammelfrist dauert vom 2. April 2019 bis zum 2. Oktober 2020. 6
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